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Vorwort.

Die bis in die Tiefen des Staats- und Volkslebens gehenden 

politischen und wirtschaftlichen Veränderungen, die Deutschland vor 
das Problem eines Wiederaufbaues stellen, haben auch die Frage wieder 
in den Vordergrund gerückt, wie für die wissenschaftliche Vorbildung 
des Nachwuchses zu sorgen ist, dem in der zukünftigen Organisation 
eine mehr oder weniger leitende Stellung zukommen wird. Der Aus­
schuß des Vereins für Sozialpolitik hat schon vor Abschluß der Friedens­
verhandlungen sich mit der Frage beschäftigt und in seiner Sitzung vom 
l3. Juni 1919 zu Berlin beschlossen, den auf den akademischen Unter­
richt bezüglichen Teil des Problems, die „Reform der staatswissenschaft­
lichen Studien", in Angriff zu nehmen. Hierfür wurde ein Vorbereitungs­
ausschuß niedergesetzt und der Unterzeichnete beauftragt, im Einverständnis 
mit diesem einen Arbeitsplan für eine Schriftenreihe auszuarbeiten. 
Dem Auftrage entsprechend wurde dem Vorbereitungsausschuß in seiner 
Sitzung vom 14. September 1919 zu Regensburg eine Skizze unter­
breitet, die als Grundlage für die Verhandlungen über einen Arbeits­
plan dienen sollte und zu diesem Zwecke die in Betracht kommenden 
Fragen in schlagwortmäßiger Andeutung in elf Gruppen zu ordnen 
versuchte. Gleichzeitig wurde ein Verfahren vorgeschlagen, wie in Ver­
bindung mit einem Kreise von Dozenten und Studierenden oder jungen 
Doktoren ein Fragebogen aufgestellt und in umfangreichem Maße ver­
sandt werden sollte, insbesondere an:

L) Lehrer sämtlicher Hochschulgattungen tauch verwandter Fächer),
>>) Verwaltungsmänner,
<) Leiter von Sozialorganisationen (Zentralstelle für private Fürsorge, Wohnungs-, 

Berufsberatungs-, charitative Vereine und Wohlfahrtsvflege im weitesten Sinne), 
ü) Landwirtschasts-, Handwerks- und Handelskammern, private Interessenver­

tretungen,
<9 statistische Ämter (insbesondere die weniger bekannten, z. B. bei Kreisver- 

waltungen, Landesversicherungsanstalten, Reichsbank und Großbanken überhaupt), 
t) große Firmen und Firmenverbände, Unternehmerorganisationen in Handel und

Industrie, auch Genossenschaften, Versicherungsgesellschaften u. a. (zu l> bis 1 
durch Vermittlung des Deutschen volkswirtschaftlichen Verbandes), 

g) Gewerkschaften,
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d) Organisationen praktisch tätiger Nationalökonomen (Deutscher volkswirtschaft­
licher Verband, Vereinigung der Nationalökonominnen),

i) Studierende und junge Doktoren, sowie deren Vereinigungen,
k) Organisationen, von denen bekannt geworden ist, daß sie sich bereits mit der 

Frage beschästigt haben (z. B. Verein deutscher Ingenieure, Frankfurter Ge­
sellschaft für wirtschaftliche Ausbildung).

In den Verhandlungen hierüber stellte sich heraus, daß in den 
Ministerien einzelner deutscher Staaten die Vorbereitungen zu einer 
Reform bereits so weit gediehen waren, daß man mit einer umfang­
reichen Fragebogen-Enquete Gefahr liefe, den geeigneten Zeitpunkt zu 
versäumen. Ein Gutachtenband über diese Frage komme nur recht­
zeitig, wenn er im Laufe des Frühjahrs erscheine. Dies sei nur zu 
erreichen, wenn die vorgelegte Skizze sofort als Anhaltspunkt für die 
zu gewinnenden Mitarbeiter angenommen, diesen aber in der Ausführung 
freie Hand gelassen würde, inwieweit sie auf die in dem Arbeitsplan 
genannten Punkte eingehen, auch ob sie von sich aus Umfragen ver­
anstalten wollten. Weiter wurde eine Einigung dahin erzielt, daß die 
Erörterungen in der Regel auf Universitäten beschränkt, jedoch mindestens 
den Technischen Hochschulen ein Referat gewidmet sein soll. Diese Be­
schlüsse genehmigte der Hauptausschuß an demselben Tage und bestimmte 
den Unterzeichneten zum Herausgeber der Schriftenreihe. Der Unter­
ausschuß, unter dem Vorsitz von Herrn Herkner bestehend aus den Herren 
Albrecht, Behrend, v. Bortkiewicz, Eulenburg, Francke, Fuchs, Günther, 
Hübener, Jastrow, Rathgen, Schmöle, Spann, Stolper, hielt zur Durch- 
sprechung des Arbeitsplanes noch am Abend des Ui. September 1919 
zu Regensburg eine Sitzung ab, an der der Schriftführer Herr Boese 
und zahlreiche Mitglieder des Hauptausschusses teilnahmen. Die weiteren 
Arbeiten, insbesondere die Verständigung über die Mitarbeiter, wurden 
im Wege der Korrespondenz erledigt.

Leitender Gesichtspunkt für den Herausgeber war die Fertigstellung 
des Bandes bis zu der vom Ausschuß nach reiflicher Überlegung fest­
gesetzten Zeit im Laufe des Frühjahrs 1920. Wo die Ausführung 
einzelner Aufgaben auf Schwierigkeiten stieß, mußte dem rechtzeitigen 
Erscheinen zuliebe darauf verzichtet werden. Gleichwohl dürfte, dank 
dem Entgegenkommen der gewonnenen Mitarbeiter, der Band, so wie 
er entstanden ist, in gewisser Weise ein einheitliches Ganze dar­
stellen.

Die Berichte über die älteste und die jüngste staatswissenschaftliche 
Fakultät Deutschlands, die an die Spitze des Bandes gestellt sind, geben 
eine Anschauung davon, wie die Studien sich historisch entwickelten, und 
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wie sie gegenwärtig unter günstigen Bedingungen in rein moderner 
Prägung ausgestaltet sind. Es folgt ein Referat (III) aus der Feder eines 
akademischen Lehrers, der aus einer besonders reichen Erfahrung an 
verschiedenen Hochschulgattungen und unter verschiedenen Verhältnissen 
urteilen kann, sowie ein weiteres, das die Reformforderungen unter dem 
Einfluß der neuesten Veränderungen Deutschlands zum Ausdruck bringt. 
Das Referat des Herausgebers ist bemüht gewesen, tunlichst auch solchen 
Seiten der Reformfrage gerecht zu werde», auf die die anderen Mit­
arbeiter nicht eingegangen waren. Eine Reihe weiterer Beiträge (VI bis 
XIII) geben die Beobachtungen und Kritiken außenstehender Persönlich­
keiten des praktischen Lebens, charakteristische Zuschriften, körperschaft­
liche Gutachten (Vereinigung der Nationalökonominnen, Studentische Ver­
bände, Institut für wirtschaftliche Ausbildung Frankfurt a. M.) wieder 
oder gehen auf einige neben den Universitäten bestehende Hochschul­
gattungen (Technische und Handels-Hochschulen) ein. Mit den Berichten 
über die Schweiz und über die „österreichischen Nachfolgestaaten", die 
auch die welsche Schweiz und die slawischen Länder in ihre Besprechung 
einbezogen, war der Boden des Auslandes erreicht, das außerdem durch 
Niederlande, Skandinavien, Frankreich, England und Nordamerika ver­
treten ist. — Diesen „Allgemeinen Gutachten", die zusammen den ersten 
Teil füllen, stehen im zweiten und dritten Teil Gutachten über einzelne 
Fächer und einzelne Einrichtungen (Institute, Diplomprüfungen) gegen­
über, während ein vierter Teil, die Vorbildungsfragen einzelner Berufe 
behandelnd (Verwaltungsbeamte, Syndici, Sozialbeamte, Journalisten, 
Gewerkschaftsangestellte, Parlamentarier), in gewisser Weise zu dem Ge­
samt-Studiengang (betrachtet unter speziellen Gesichtspunkten) zurückleitet.

Daß die Mitarbeiter an keinen bestimmten Arbeitsplan gebunden 
waren, hat das Gute gehabt, daß sie die ihnen wichtig erscheinenden 
Gesichtspunkte unbefangener auswählten. So sehr wir überzeugt sind, 
daß für eingehende, systematisch angelegte Untersuchungen über die Ge­
staltung der Studien (von denen wir aus den angegebenen zwingenden 
Gründen Abstand nehmen mußten) immer noch Raum bleibt, so durfte 
doch der Band mit der Überzeugung abgeschlossen werden, daß die hier 
zusammengebrachte Fülle persönlicher Erfahrungen ihre Mannigfaltig­
keit und ihr individuelles Gepräge gerade der Freiheit von jeder Regle­
mentierung verdanken. Lediglich weil einige Mitarbeiter auf den oben 
genannten Vorentwurf eines Arbeitsplanes in einer Weise Bezug nehmen, 
daß zuin richtigen Verständnis seine Kenntnis erforderlich ist, ist die 
Skizze im Anhang (Nr. 62) zum Abdruck gebracht.
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Wir übergeben den Band der Öffentlichkeit mit dem Wunsche, daß 
er sich den früheren Vereinsschriften über ähnliche Gegenstände (Bd. 34, 
125) würdig anschließen, die in der Zwischenzeit (seit 1887 und 1906) 
eingetretene Entwicklung in Einrichtungen und Anschauungen zu deut­
lichem Ausdruck bringen und für eine sachgemäße Erörterung der Frage 
in Wort und Schrift eine geeignete Grundlage bilden möge.

Charlottenburg-Berlin, im April 1920.
Nußbaumallee 24.

vr. Jastrow
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Erster Teil.

Allgemeine Gutachten.

I. Das staatswissenschaftliche Studium in 
Tübingen.

1. Geschichtliches.
Von Dr. C. I. Fuchs, 

o. Professor an der Universität Tübingen. s l
Die Errichtung einer besonderen höheren Lehranstalt für die Bil­

dung künftiger Staatsmänner, Gesandten und Beamten im Regierungs­
fache reicht — wie der Tübinger Nationalökonom Schüz sagt * — in 
Württemberg wohl in eine frühere Zeit zurück, als sonst irgendwo im 
deutschen Vaterlande. Schon im Jahre 1559 mit der Einführung der 
Reformation und der Errichtung von Bildungsanstalten für künftige 
Kirchendiener sprach Herzog Christoph von Württemberg den Entschluß 
aus: „daß für die Heranziehung tüchtiger Räte, Oberamtleute und 
anderer fürstlicher und Landschaftsbeamten gesorgt werden müsse, da wie 
zu dem heiligen Predigtamt, so auch zu weltlicher Obrigkeit und Haus­
haltung weise, gelehrte, geschickte und gottesfürchtige Männer gehöre», 
und die Erfahrung lehre, ,daß geschickte und gebräuchlige Leut nit von 
selbst aufwachsen, sondern von Jugend auf dazu erzogen werden müssen"'. 
Daraus ist das berühmte OollvKiurn illustre in Tübingen hervor­
gegangen, eine für 20 Jungen vom Adel („da zu Führung des welt­
lichen Regiments, zu Erhaltung guter Polizei, der Ruhe und des Friedens 
im heiligen Römischen Reich der Adel vornehmlich verordnet sei") be­
stimmte Fürsten- und Nitterschule, in welche jene vom neunten oder 
zehnten Lebensjahre an ausgenommen wurden, und welche an die Uni­
versität angegliedert wurde.: im Jahre 1561 erhielt der Senat den

' Über das Oolle^ium illustre zu Tübingen oder den staatswissenschaftlichen 
Unterricht in Württemberg besonders im 16. und 17. Jahrhundert (Zeitichr. f. d. ge­
samte Staatswissenschaft, Bd. 6, Jahrg. 1^0, S. 243).

Schriften 160. 1
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Auftrag, für sie einen geschickten jungen Nechtsgelehrten herbeizuziehen, 
der für die Zwecke dieser Zöglinge (sowie der künftigen Stadtschreiberei- 
Kandidaten), „die nicht so viel Zeit und Gelegenheit haben, das ganze 
Corpus iuii8, noch viel weniger die Scribenten zu hören", die In­
stitutionen des römischen Rechts und öffentliches Recht summarisch vor­
tragen und bei den Studenten vom Adel, die Stipendien bekamen, die 
Inspektion und Repetition halten sollte und aus dem Kirchen- und Uni­
versitätsgut gemeinschaftlich besoldet wurde. Der Sohn Herzog Christophs, 
Herzog Ludwig, ließ das Franziskanerkloster, in dem die Schule unter­
gebracht worden war, abbrechen und an seiner Stelle ein neues Ge­
bäude mit einem Kostenaufwand von 60000 Gulden errichten, das 1592 
vom Herzog persönlich eingeweiht wurde (das heutige katholische Konvikt). 
Die Aufsicht über das Kollegium, zu dem sich sogleich 70 in- und aus­
ländische Kollegialen von fürstlichem, gräflichem und sonstigen adligem 
Stande meldeten, wurde einem besonderen Ephorus übertragen, und ihm 
der Rektor und Kanzler und ein Nechtslehrer der Universität als 
Superattendenten an die Seite gesetzt.

Die Schule war von Anfang an nicht nur für Landeskinder be­
stimmt und erlangte in ganz Deutschland hohen Ruf und eine große 
Blüte, die bis zum Dreißigjährigen Krieg dauerte. Uns interessiert hier, 
daß in den neuen, von Herzog Johann Friedrich (der selbst sechs Jahre 
in dem Kollegium zugebracht hatte und ihm sehr zugetan war) diesem 
1609 verliehenen Statuten nun auch vier besondere Professoren für das 
Kollegium bestellt wurden: einer für die Institutionen, einer für Politik 
und Geschichte, ein dritter für Lehen-, Kriminal- und Prozeßrecht, der 
vierte für französische und italienische Sprache. Alle vier sollten Rechts­
gelehrte sein, und wenigstens die drei ersten den Doktorgrad bei einer 
„vornehmen alten deutschen Universität" erlangt haben. Sie hatten 
gleichen Rang mit den Unioersitätsprofefsoren, und die Studierenden der 
Universität waren befugt, an ihren Vorlesungen teilzunehme». Der 
Dreißigjährige Krieg brachte die Anstalt ins Stocken, und die Lehrer 
sollten allmählich an der Universität untergebracht werden. Nach dem 
westfälischen Frieden aber lebte sie wieder auf und zählte wieder eine 
zahlreiche Reihe von Kollegialen. In den neuen Statuten von 1666 
kommen nur noch drei Professoren vor: ein Jurist, der Professor sür 
„Geschichte, Politik und Eloquenz", und einer für neuere Sprachen. Der 
Professor der Politik hat jetzt täglich zwei Vorlesungen statt früher nur 
eine zu halten. Der zahlreichere Besuch des Kollegiums dauerte bis 1680. 
Nach dem Einfall der Franzosen, der die Zöglinge vertrieb, erlangte 
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die Anstalt ihre alte Frequenz nicht mehr; sie wurde, obgleich die eigenen 
Lehrstellen auch im 18. Jahrhundert bestehen blieben, mehr Absteige­
quartier und Wohnung für die Universität besuchende Prinzen des 
herzoglichen Hauses und für höhere Beamte; die Besoldungen für die 
Lehrstellen wurden Universitätsprofessoren als Zulagen gegeben, und so 
löste sich die Anstalt mehr und mehr in die Universität auf, bis sie 
1817 mit der Gründung der Staatswirtschaftlichen Fakultät 
an der Universität ganz aufhörte.

Bemerkenswert an der Anstalt, die also in gewissem Sinne als Vor­
gängerin dieser Staatswirtschaftlichen Fakultät erscheint, ist die von An­
fang an in ihr verwirklichte „Einsicht, daß für die Bildung von künf­
tigen Negierungsmännern, Gesandten, Landschaftsbeamten usw. das 
ausschließliche Studium des Rechts nicht genüge, und daß für sie der 
Vortrag dieser Wissenschaft in einer andern Weise Bedürfnis sei als 
für den künftigen Richter und Advokaten. Jene sollten nicht durch einen 
übermäßig ausgedehnten und detaillierten Vortrag der Jurisprudenz 
belästigt, sondern durch ein gründliches Studium der Institutionen in 
das römische Recht eingeleitet, im Lehen-, Kriminal- und Prozeßrecht 
angemessen unterrichtet, namentlich aber im öffentlichen Recht, in der 
Staatsgeschichte und Politik und in der öffentlichen Beredsamkeit unter­
wiesen und eingeübt werden"In diesem Sinne sagt auch ein Staats­
mann im 17. Jahrhundert, der in Tübingen seine Studien gemacht: 
„der allein sei ein wahrhafter und vollkommener Politikus, der neben 
anderen löblichen Qualitäten Uationem Ltatns gründlich verstehe 
und auf alle Begebenheiten sein Tun und Lassen gründlich einzurichten 
wisse" 2. Sämtliche Vorträge sollten aber von juristischem Geist beseelt 
sein, und deshalb sämtliche Lehrer, selbst den der lebenden Sprachen 
nicht ausgenommen, Rechtswissenschaft studiert haben. Infolge dieser 
„praktischen staatswissenschaftlichen Richtung" in Verbindung mit dem 
Unterricht in den ritterlichen Übungen wurde die Anstalt — wie Schüz 
sagt — nicht nur eine „weit berühmte Kunst-, Sitten- und Hofschule", 
der Fürsten und Herren von Adel aus ganz Deutschland ihre Söhne 
anvertrauten, sondern die Vorträge in dem Kollegium übten auch auf 
die Studierenden der Universität eine solche Anziehungskraft 
aus, daß die Juristenfakultät wiederholt (1609, 1612, 1627) darüber 
Klage führte, daß die Studierenden der Rechtswissenschaft „ihre Lektionen 
gar fahrlässig besuchen und sich gutenteils gleich anfangs zu dem 8tuäium

i Schüz, a. a. O., S. 251.
- W. I. Schütz, Fuldaischer Geheimer Nat und Kanzler bei Schüz, a. a. O.
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